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Der Kabarettist verrät, 
weshalb er bei seinem 
Alter geschummelt hat. 
25 

Sie ist bequem, billig, 
zeitlos - und legt ihr 
schlechtes Image ab. 
16 

Warum am Lauberhorn 
nurwenigeAbfahrer mit 
Airbag ins Rennen gehen. 
42 

ehntausende 
Schüler streiken 
für Klimaschutz 
Protest Die Jugendlichen sorgen sich ums Klima -
und wollen die Politik zu Massnahmen zwingen. 
Dafür nehmen sie auch Sanktionen in Kauf. 

-;- c.. ~.e__...; - A\.,-~ ~ e._,.. 1 15. --1. ~1 :) 

Rafaela Roth und Philipp Loser gegengebracht - allerdings wollen sich 
die Jugendlichen nicht vereinnahmen 

In 16 Schweizer Städten sind am Frei- lassen. «Es braucht eine Distanz zu den 
tag Tausende Schülerinnen und Schü
ler auf die Strasse gegangen, um auf den 
Klimawandel aufmerksam zu machen. 
Laut den Organisatoren waren es über 
22 000 Jugendliche, davon alleine in 
Lausanne 8000. Der Streik sei der gröss
te Schülerprotest in der Schweiz seit 
16 Jahren und das, «obwohl zahlreiche 
Schulen mit disziplinarischen Massnah
men gegen Streikende gedroht haben», 
wie es in einer Mitteilung der Organi
satoren heisst. 

Die Klimastreiks sind nicht auf die 
Schweiz beschränkt. Auch in Deutsch
land gingen gestern in fünfzig Städten 
Tausende Schüler auf die Strasse. 

Aus dem links-grünen Spektrum 
wird dem Protest viel Sympathie ent-

Parteien», sagt Regula Rytz, die Präsi
dentin der Grünen. «Das ist ein Protest 
von unten, das ist Druck aus der Zivil
gesellschaft. Der Welt und der Schweiz 
kann nichts Besseres passieren, als 
wenn die junge Generation aufsteht und 
ein Recht auf ihre Zukunft fordert.» 

Von Kanton zu Kanton unterschied
lich wird der Umgang mit den Absen
zen an den Schulen gehandhabt. In Ba
sel, wo die Teilnahme an einem Streik 
bisher mit einer unentschuldigten Ab
senz sanktioniert wurde, haben die 
Schüler angeboten, die fehlende Stun
de mit gemeinnütziger Arbeit zu kom
pensieren. Eine entsprechende Lösung 
wird nun geprüft. 
Kommentar Seite 2, Bericht Seite 5 
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Absagen beim WEF stören 
Hoteliers nicht - im Gegenteil 
Wirtschaft Die US-Regierung wird nach 
der Absage von Präsident Donald Trump 
gar keine Delegation zum Weltwirt
schaftsforum schicken. Der Grund ist 
der US-Haushaltsstreit mit einem teil
weisen Regierungsstillstand. Dies kün
digte die Sprecherin des Weissen Hau
ses an. Die WEF-Organisatoren äusser
ten Verständnis dafür. Am Donnerstag 
sagte auch die britische Premierminis
terin Theresa May ihren Besuch in Da
vos ab. Wegen des Brexit-Streits wolle 

Kommentare & Analysen 

«Der Shutdown 
zeigt, dass er auch 
vor Politik am 
Abgrund nicht 
zurückschreckt.>> 

Alan Cassidy 
Der US-Korrespondent über Donald 
Trumps Halbzeit als US-Präsident. Seite 2 

sich May auf «Angelegenheiten vor Ort» 
konzentrieren, teilte eine Sprecherin 
mit. Auch Frankreichs Präsident Emma
nuel Macron bleibt dem WEF in diesem 
Jahrfern. 

Für die Davoser Hoteliers dürfte die 
Rechnung trotzdem aufgehen. Die 
Nachfrage nach Betten ist nach wie vor 
gross. Ernst Wyrsch von Hotelleriesuis
se geht davon aus, dass gewisse Hotels 
durch die Absage Zimmer gar doppelt 
verkaufen können. (czu/sda) Seite 11 

Blocher warnt vor 
Rahmenabkommen 
Albisgüetli Bei seiner traditionellen Rede 
im Schützenhaus Albisgüetli hat SVP
Doyen Christoph Blocher wenig über
raschend zum Kampf gegen das EU
Rahmenabkommen aufgerufen. «Wir 
kaufen die Katze im Sack», rief er den 
1160 Parteiangehörigen und Gästen im 
ausverkauften Saal zu. Einmal mehr 
warnte er vor der «Übernahme fremden 
Rechts und fremder Richter». Auf Blo
cher folgte Bundespräsident Ueli Mau
rer am Rednerpult, der sich als Regie
rungsvertreter etwas zurückhaltender 
gab. Das EU-Abkommen wird aber auch 
ihn noch beschäftigen. (red) Seite 6, 27 
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Flughafen rüstet gegen Drohnen auf 
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Flugsicherheit Die Kantonspolizei Zürich, 
der Flughafen, Swiss und Skyguide ha
ben gestern am Flughafen Zürich be
schlossen, dass Kloten zusätzliche 
Schutzmassnahmen gegen Drohnen 
braucht. Die kleinen Flugobjekte sind 
für Verkehrsflugzeuge eine grosse Ge
fahr. In den letzten Wochen mussten die 
Londoner Flughäfen Gatwick und Hea-

Kritik am Piloten 
nach Unfallbericht 
Luftfahrt Die Schweizerische Sicher
heitsuntersuchungsstelle (svst) hat 
einen Unfallbericht veröffentlicht, der 
für Kritik und Diskussionen sorgt. Es 
geht dabei um die Gründe, weshalb es 
im Sommer 2017 bei einer «Flugtaufe» 
in den Alpen zum Unglück mit drei To
ten kam. Die Gebirgsflugtaktik des ver
antwortlichen Piloten sei risikoreich 
und von mangelndem Gefahrenbe
wusstsein geprägt gewesen. Dessen Ent
scheid, die Steuerführung einem Ju
gendlichen zu überlassen, habe zum Un
fall beigetragen. Der Präsident des Aera 
Club nimmt Stellung. (bg) Seite 4 
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throw mehrfach ihren Betrieb wegen 
Drohnensichtungen einstellen.Auch am 
Flughafen Kloten kam es schon zu Vor
fällen. Wie sich der Flughafen genau 
schützen will, verrät die Kantonspolizei 
Zürich aus taktischen Gründen nicht. 
Einfache Lösungen gibt es in diesem Be
reich nicht. Es ist ein Wettrüsten zwi
schen Anbietern von Verteidigungs-

Wenn die Anwältin 
den Mafiaboss verrät 
Kriminalität Nach fast 20 Morden, die 
mutmasslich auf das Konto der austra
lischen Drogenmafia gehen, ist in Mel
bourne eine Rechtsanwältin aufgeflo
gen, die jahrelang Killer und Drogendea
ler vor Gericht verteidigte, während sie 
gleichzeitig Informationen an die Poli
zei weitergab. Sie klagte gegen die Be
hörden und erhielt gemäss einem 
aussergerichtlichen Deal umgerechnet 
rund 2 Millionen Franken vom Staat. 
Doch bis heute weigert sich die Anwäl
tin, in ein Zeugenschutzprogramm auf
genommen zu werden - da sie der Poli
zei nicht mehr vertraut. (red) Seite 45 
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lösungen und Drohnenangreifern. Die 
Drohne einfach aus dem Himmel zu 
schiessen, ist meist zu gefährlich. Davi
de Scaramuzza, Professor an der Uni
versität Zürich und Drohnenspezialist, 
kennt die verschiedenen Möglichkeiten, 
wie man sich vor Drohnen schützt. So
gar Greifvögel können zum Einsatz 
kommen. (abr) Seite 60 
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Schriftsteller Navid Kermani 
über die Unmöglichkeit einer Reise. 
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<<Uf de Erde isch es heiss, Klimawandel 
isch en Scheiss>>, rufen die Jugendlichen 
Klimastreiks In der ganzen Schweiz streikten gestern Schüler, um auf den Klimawandel aufmerksam zu machen. 
Innert Wochen hat sich eine Bewegung gebildet, die immer lauter Forderungen an die Politik stellt. 

Rafaela Roth, Philipp 
Loser, Calum MacKenzie und 
Stefan Häne 

Ein rosarotes Plastikröhr
chen schwankt in der Luft. Am 
unteren Ende umklammern es 
Kinderhände. «Das ist meine 
Welt», steht auf dem Pappstück 
am oberen Ende in Kinderbuch
staben. Das Mädchen umklam
mert seine Weltkugel, steigt mit 
ihrer Mutter aus der Polybahn, 
verschwindet in der Schülermen
ge auf der Terrasse der ETH Zü
rich. «Uf de Erde isch es heiss, 
Klimawandel isch en Scheiss», 
rufen die Schülerinnen. Ein Mäd
chen hat sich einen Eisbär aus 
Plüsch um die Schultern gelegt. 
«The Oceans are rising and so 
are we», schreien 2000 Schüler 
im Chor. «Die Ozeane erheben 
sich, und wir tun es auch.» 

Zur gleichen Zeit in Bern, vor 
dem Gymnasium Kirchenfeld. 
Dutzende Schülerinnen und 
Schüler haben sich versammelt, 
strecken Schilder in die Höhe. 
Am Morgen findet eine erste 
Demonstration statt, am Nach
mittag eine zweite, grössere, auf 
dem Waisenhausplatz. «Wir sind 
hier, wir sind laut, weil man uns 
die Zukunft klaut.» 

Jugendliche Ohnmacht, dar
gebracht an einem strahlenden 
Freitagmorgen in der Schweiz. 
Nicht nur in Zürich und Bern 
wurde gestern gestreikt.Auch in 
Basel gingen Schülerinnen und 
Schüler auf die Strasse, in Lu
zern, St. Gallen, Genf, Lausanne, 
Neuenburg, Freiburg oder in 
Aarau. Mehr als 20 000 Jugend
liche mit dem gleichen Anliegen, 
den gleichen Zielen. 

«Das Thema war in unserer 
Schule immer schon präsent. Es 
brauchte nur einen Funken, um 
diese Bewegung zu starten.» Phi
lippe Kramer besucht das Leon
hard-Gymnasium in der Altstadt 
von Basel, diesen Sommermacht 
er die Matur.Als er via Instagram 
vom ersten Klimastreik in Zürich 
erfuhr, fragte er nach, wie man 
das Ganze nach Basel bringen 
könnte. Fünf Tage später streik
ten 1500 Basler Schülerinnen 
und Schüler. 

Der Funke 
Die meisten von ihnen haben auf 
Youtube die Rede der15-jährigen 
Greta Thunberg gesehen, die an 
der letztjährigen Klimakonferenz 
in Polen der Politik ins Gewissen 
redete. Thunberg war der Funke, 
der alles zündete. 

Die Schwedin, zunächst nicht 
gross beachtet im eigenen Land, 
ist verantwortlich dafür, dass 
man den Kindern und Jugendli
chen tatsächlich zuhört. Jugend
lichen wie Jonas Kampus. Am 
Morgen eine Englischprüfung, 
am Nachmittag Interviews mit 
Journalisten im Foyer der Kan
tonsschule Zürcher Oberland. 
<<Wir wollen, dass die Klimakri
se endlich wie eine Krise behan
delt wird», sagt er und beisst in 
sein veganes Sandwich. Seit vier 
Jahren isst der 17-Jährige keine 
tierischen Produkte mehr. Auf 
seinem Laptop blinken Nach
richten im Sekundentakt auf, 
35 neue Nachrichten, 47 neue 
Nachrichten, 50,200. Kampus ist 
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Für das Klima auf die Strasse. In der gesamten Schweiz demonstrierten gestern Schülerinnen und Schüler wie hier in Basel. Foto: Florian Bärtschiger 

<<Meine Kinder 
werden nicht mehr 
wissen, was 
Korallenriffs sind.» 

Jonas Kampus 
Gründer des ersten Klima-Chats 
in der Schweiz. 

Mitglied von Dutzenden Whats
app-Gruppen, die sich für den 
Streik organisieren. «Klimastreik 
Züri», heissen sie, «Clima Strike 
CH», «Greve du climat Geneve», 
«Coordination Group CSCH». 

Die Diskussionen im Chat 
sind zivilisiert, jeder ist als Ad
min registriert, nur Admins dür
fen schreiben - ein gutes Mittel 
gegen Chat-Trolls. Die jungen 
Menschen benutzen konsequent 
den Gender-Stern, die Schü
ler~innen beraten über das An
gebot eines Fashionlabels, ihnen 
Logo-Vorschläge zu schicken: 
«Wir lassen uns auf keinen Fall 
vermarkten», schreibt jemand. 
«+l», schreiben die, die das Vo
tum unterstützen. Jonas Kampus 
weist die Chat-Teilnehmer dar
auf hin, immer von Netto null 
Treibhausgas-Emissionen bis 
2030 zu sprechen: «NETTO. Ist 
wichtig. Sonst müssten wir alle 
aufhören zu atmen. ;)» 

Kampus hat den ersten Klima
streik-Chat in der Schweiz ge
gründet, und damit einen Flä
chenbrand ausgelöst. Die Mit
gliederzahl im Chat schwoll von 
Minute zu Minute an. «Es war, 
als hätten alle darauf gewartet, 
endlich aktiv werden zu kön
nen», sagt Kampus. Am 14. De
zember zogen die ersten 400 bis 
500 Schülerinnen vors Zürcher 
Stadthaus, eine Woche später 
waren es 1000 und weitere 3000 
in Bern, Basel und St. Gallen. 
«4000 Schüler ohne eine einzi
ge Sitzung», sagt Kampus be
geistert. Der Streik schwappte in 
die Romandie über, die Klima
streiker organisieren sich inter
national mit Deutschland, Bel
gien. Anfang Februar wollen die 
Schüler wieder in Basel, Lau
sanne, Bern, St. Gallen, Genf und 
Zürich auf die Strasse. Diesmal 
für eine Demonstration, und 
Kampus kann nicht mehr ab
schätzen, wie viele junge Leute 
in der Schweiz aktiv mitorgani
sieren, 1000? 2000? 

Hierarchische Strukturen gibt 
es nicht. Jeder, der will, kann 
auch. «Das ist eine Bewegung 
von unten, niemand sagt uns von 
oben, was gemacht wird», sagt 
Kampus. Bei der ersten Vollver
sammlung Ende Dezember ent
wickelten 120 Jugendliche in der 
Berner Reitschule ihre drei 
Hauptforderungen - alles basis
demokratisch. Nach sieben Stun
den standen die drei Hauptfor
derungen der Jugendlichen. 

Netto null Treibhausgas
Emissionen bis 2030, die Ausru
fung des Klimanotstands und: 

einen Systemwandel. «Das 
Wachstumsparadigma der in
dustrialisierten Welt ist eng mit 
den C02-Emissionen gekop
pelt», sagt Kampus, «halten wir 
daran fest, können wir die Kli
maktise nie bewältigen.» 

Selber handeln 
Kampus ist mit den Umweltver
änderungen aufgewachsen. 
«Meine Kinder werden nicht 
mehr wissen, was Korallenriffs 
sind», sagt er. Kampus sah die 
«absurden» Diskussionen in der 
«Arena»: «Wie kann man darü
ber diskutieren, wie effizient 
Elektroautos sein müssen, bis sie 
sich lohnen?», fragt er. «Lohnen? 
Was lohnt sich noch, wenn alles 
kaputt geht?» Jetzt handelt Kam
pus selber. 

Die Schüler drucken in der 
Schule, Private helfen mit Zu
stüpfen, NGOs bezahlen mal eine 
Rechnung für eine Bewilligung. 
Vereinnahmen lassen wollen sich 
dieJungennicht.«WerunserAn
liegen teilt, darf uns unterstüt
zen. Aber das geht immer nur in 
eine Richtung», sagt Philippe 
Kramer in Basel. 

«Es braucht eine Distanz zu 
den Parteien», sagt auch Regula 
Rytz, die Präsidentin der Grünen. 
«Das ist ein Protest von unten, 
das ist Druck aus der Zivilgesell
schaft. Der Welt und der Schweiz 
kann nichts Besseres passieren, 
als wenn die junge Generation 
aufsteht und ein Recht auf ihre 
Zukunft fordert.» 

In der Welt der Erwachsenen 
kommen die Forderungen nicht 
überall so positiv an, wie man an 

den Reaktionen auf ein Mail von 
Schülern der Kantonsschule 
Oberland bemerkt, die an alle 
Zürcher National- und Stände
räte ging. Im Mail üben die Schü
ler Kritik am Parlament - wegen 
des gescheiterten C02-Gesetzes. 
Das Mail schliesst mit dem Satz: 
«Und denken Sie daran: Viele von 
uns werden nächstes Jahr zum 
ersten Mal wählen - und wir sind 
gut vernetzt ... » FDP-Nationalrat 
Hans-Ulrich Bigler spricht von 
einer «verklausulierten Dro
hung». Das sei eine schlechte 
Grundlage, um einen politischen 
Dialog aufzunehmen. 

Ein anderes grosses Thema ist 
die Regelung der Absenzen der 
streikenden Schüler, die von 
Kanton zu Kanton unterschied
lich ist. In gewissen Kantonen 
drücken die Lehrer ein Auge zu, 
in anderen wird jeder Streikbe
such mit einer unentschuldigten 
Absenz gewertet. Eine mögliche 
Lösung zeichnet sich nun in Ba
sel ab. Dort hat eine Delegation 
von Jugendlichen Erziehungsdi
rektor Conradin Cramer besucht 
- und angeboten, die fehlende 
Stunde zu kompensieren. Mit 
einer Stunde gemeinnütziger 
Arbeit beispielsweise, am besten 
mit einem Naturschutz-Aspekt. 
«Es hat sich eindrücklich gezeigt, 
dass diese Schüler bereit sind, 
einen zusatzeffort zu leisten. Das 
ist respektabel», sagt Cramer. Im 
Detail sei die Umsetzung aller
dings nicht ganz einfach - das 
Neutralitäts- und Gleichbehand
lungsgebot müsse erfüllt sein, 
auch wenn es sich um einen Ein
satz für eine gute Sache handl~ 
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Schweiz 

Patienten werden 
stärker zur Kasse 
gebeten 

Franchisen Nach dem National
rat hat auch die Gesundheits
kommission des Ständerats 
(SGK) beschlossen, die Fran
chisen zu erhöhen - zunächst 
um 50 Franken. Mit sieben zu 
vier Stimmen beantragt die SGK 
ihrem Rat, eine entsprechende 
Gesetzesvorlage anzunehmen, 
wie die Parlamentsdienste ges
tern mitteilten. Der Bundesrat 
würde damit die Kompetenz er
halten, die Höhe der ordentli
chen Franchise und der Wahl
franchisen regelmässig an die 
Kostenentwicklung in der obli
gatorischen Krankenversiche
rung anzupassen. vorgesehen ist 
eine Erhöhung um 50 Franken, 
sobald die durchschnittlichen 
Bruttokosten der Leistungen pro 
versicherte Person mehr als 13-
mal höher liegen als die ordent
liche Franchise. Eine erste An
passung der Franchisen soll be
reits mit dem Inkrafttreten der 
Gesetzesbestimmung vorgenom
men werden. Die Franchisen für 
Kinder sind davon nicht betrof
fen. Abgelehnt hat die Kommis
sion diverse Motionen aus dem 
Nationalrat, die Anpassungen bei 
der ordentlichen Franchise oder 
bei den Wahlfranchisen verlan
gen. Die Forderungen würden 
mit dem Anpassungsmechanis
mus erfüllt, hält sie fest. 

Anders als der Nationalrat will 
die vorberatende Ständerats
kommission Versicherte, die eine 
höhere Franchise wählen, jedoch 
nicht dazu verpflichten, drei Jah
re lang dabeizubleiben. Die Kom
mission beantragt ihrem Rat mit 
sechs zu vier Stimmen bei einer 
Enthaltung, nicht auf einen ent
sprechenden Gesetzesentwurf 
einzutreten. (sda) 

Nachrichten 

Gegen eidgenössische 
Qualitätskommission 
Gesundheitswesen I Die Gesund
heitskommission des Ständerats 
(SGK) will nicht, dass der Bun
desrat im Gesundheitswesen 
eine eidgenössische Qualitäts
kommission einsetzt. Die Akteu
re sollen vielmehr gemeinsam 
Qualitätsvorgaben erarbeiten. 
Dabei sollen alle Akteure mitwir
ken: Kantone, Leistungserbrin
ger, Versicherer, Versicherte, Pa
tientenorganisationen und Fach
leute. (sda) 

Kostenmonitoring für 
medizinische Geräte 
Gesundheitswesen II Medizinische 
Gegenstände wie Gehhilfen, In
halationsgeräte oder Verbands
material verursachen immer hö
here Kosten zulasten der Kran
kenversicherung. Der Bund will 
nun ein Kostenmonitoring ein
führen. Dieses Überwachungs
instrument soll ab dem Jahr 2020 
durchgeführt werden, wie der 
Bundesrat bekannt gab. (sda) 

Keine weitere Erhebung 
zu Ärztelöhnen 
Gesundheitswesen III Das Bundes
amt für Gesundheit (BAG) plant 
keine weitere Erhebung zu den 
Einkommen von Ärztinnen und 
Ärzten. Künftig setzt der Bund 
auf eine jährliche Vollerhebung 
des Bundesamts für Statistik bei 
den Arztpraxen und ambulanten 
Zentren. Die Verbindung der 
Schweizer Ärztinnen und Ärzte 
habe zugesichert, sie unterstüt
ze diese Erhebung. (sda) 
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Meinungen 

Leitartikel 

wei Jahre Trump - und alles steht still 
Der längste Shutdown in der Geschichte der USA ist die logische Folge von Donald Trumps Halbzeit im Amt. 

Morgen Sonntag ist es zwei Jahre her, 
seit Donald Trump auf den Stufen des 
Capitol als Präsident der Vereinigten 
Staaten vereidigt wurde. Halbzeit also, 
zumindest seiner ersten Amtszeit. 
Das Bild, das die USA unter Trump 
abgeben, ist ein peinliches. 

Seit bald einem Monat sind Teile der 
Regierung geschlossen.Am Weltwirt
schaftsforum in Davos wird die US
Regierung nicht vertreten sein. Bun
desangestellte im Zwangsurlaub 
müssen ihr Essen in Suppenküchen 
beziehen, andere werden aufgeboten, 
um ohne Gehalt als Fluglotsen, Poli
zisten oder Grenzwächter zu arbeiten. 
Begleitet wird der längste Shutdown 
in der Geschichte des Landes von 
öffentlichem Gekeife zwischen dem 
Präsidenten und den Anführern der 
Demokraten im Kongress. Make 
America Great Again? Eher weniger. 

Der Streit um das Haushaltsbudget ist 
die logische Folge einer Strategie, die 
Trump seit dem ersten Amtstag ver
folgt. Er macht Politik für jene Ameri
kaner, die ihn gewählt haben - und 
nur für diese. Die Bilanz, die er in 
deren Augen vorweisen kann, ist nicht 
schlecht: Die Arbeitslosigkeit ist tief, 
die Gehälter steigen. Trump hat im 

Rekordtempo konservative Richter 
ernannt und in Rekordzahl Regulie
rungen abgebaut, er ist aus dem 
Klimavertrag von Paris ausgestiegen 
und hat die Einwanderung be
schränkt. Eines seiner wichtigsten 
Versprechen bleibt dagegen unerfüllt: 
der Bau einer Mauer an der Grenze zu 
Mexiko, die symbolisch für eine harte 
bis überharte Migrationspolitik stehen 
soll. Trump ist ausserstande, davon 
abzurücken, ohne den loyalsten Teil 
seiner Basis zu verlieren. 

Warum der Präsident keinen Spiel
raum hat, verdeutlicht eine Zahl, 
die das Gallup-Institut diese Woche 
veröffentlichte. 40 Prozent betrug 
Trumps durchschnittliche Zustim
mungsrate in den ersten beiden 
Jahren seiner Präsidentschaft. Seit 
Beginn des Shutdowns ist dieserWert 
auf 37 Prozent gesunken. Keiner 
seiner Vorgänger seit dem zweiten 
Weltkrieg war über die Dauer unbe
liebter. Trump hat es nicht geschafft, 
seine Anhängerschaft auch nur ein 
bisschen zu vergrössern - er hat es 
auch gar nie versucht. 

Dabei hätte es diese Chance gegeben. 
Mit einem Verzicht auf die hasserfüllte 
Rhetorik, die seine bisherige Einwan-

Alle Achtung vor der Klimajugend 

Je einsamer 
der Präsident wird, 
desto abhängiger 
ist er vom loyalsten Teil 
seiner Basis. 

derungspolitik kennzeichnete. 
Mit dem Fokus auf einige Programm
punkte, die auch viele Demokraten für 
eine gute Idee halten. Der Bau von 
neuen «Strassen, Brücken, Flughäfen 
und Eisenbahnen», die der Präsident 
bei seiner Inauguration vor zwei 
Jahren angekündigt hatte, ist ausge
blieben. Statt in Washington «den 
Sumpf auszutrocknen», umgab sich 
Trump in seiner Regierung mit Leu
ten, die von einem Korruptionsskan
dal in den nächsten stolperten. 

Die Fokussierung auf seine Basis ist 
angesichts der Tatsache, dass er seine 
Wahl einer knappen Zahl von Stirn-

Die Jugend befindet sich im Klimastreik. Sie zu belächeln, ist nicht angebracht. 
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Rafaela Roth 

Es begann mit einem schwedischen 
Mädchen, erfasste Australien, kam in 
die Schweiz, nach Zürich, schwappte 
nach Bern, Basel, in die Romandie, 
breitete sich in Deutschland, Belgien, 
Irland und Österreich aus. Alleine in 
der Schweiz streikten gestern laut den 
Organisatoren 22 000 Jugendliche. 

Man könnte sie belächeln, man könnte 
sie niedlich finden. Doch Erwachsene, 
die an so einem jugendlichen Streik
zug vorbeigehen, empfinden vor allem 
eines: Scham. Denn die Zukunft 
gehört diesen Jugendlichen tatsäch
lich. Und sie fühlen sich verraten. «Die 
Ozeane heben sich, und jetzt erheben 
wir uns,,, rufen die Schülerinnen den 

Widmers Woche 

Politikern zu. Sie sind frustriert. Von 
der Politik, von den Erwachsenen, von 
der Untätigkeit vieler in Klimafragen. 

Wie diese Bewegung entstanden ist, 
welche Kraft sie innerhalb kürzester 
Zeit entwickelt hat, ist beeindruckend. 
Die Klimaschüler sind technisch 
versiert, mehrsprachig und internatio
nal. Sie organisieren sich blitzschnell 
und intuitiv, angetrieben von einer 
eigenen inneren Dringlichkeit, von der 
Verbände bei ihren Mitgliedern nur 
träumen können. Die streikenden 
pflegen eine disziplinierte Sprache, 
agieren basisdemokratisch, verzichten 
auf jegliche Art von Hierarchie und 
bündeln mit ihrer Bewegung ein 
dichtes und tiefes Wissen über das, 
was mit dem Klima passiert. 

Sie kennen den aktuellsten Bericht des 
Weltklimarats. Sie wissen, dass nur 
noch 12 Jahre übrig bleiben, um eine 
Erderwärmung um 1,5 Grad und damit 
irreversible ökologische Schäden zu 
verhindern. Wenn der Nationalrat 
dann kurz darauf das neue C02-
Gesetz ablehnt, mit dem die Schweiz 
endlich ihren Verpflichtungen aus 
dem Klimaabkommen von Paris 
nachkommen will, verstehen sie die 
Welt nicht mehr. 

Die Streiks sind der Beweis, dass hier 
eine Generation heranwächst, die 
Politik neu versteht, eine Generation, 
die handelt. Eine Generation auch, die 
anders politisiert wird als Generatio
nen vor ihr. Das ist die Klimajugend. 
Es ist es wert, ihr zuzuhören. 
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men in einer Handvoll Bundesstaaten 
verdankte, eine riskante Strategie. In 
den Zwischenwahlen büsste Trumps 
Partei so viele Sitze im Abgeordneten
haus ein wie nie mehr seit dem Water
gate-Skandal. Die Folgen dieses 
Machtverlusts bekommt Trump jetzt 
zu spüren. Wahrend sich der Präsident 
im Weissen Haus einmauert wie in 
einer Festung, versammeln sich 
draussen vor den Toren seine Gegner. 

Da sind die Demokraten im Abgeord
netenhaus, die getrieben davon sind, 
die Interessenkonflikte und Korrup
tionsfälle in Trumps Umfeld ans Licht 
zu bringen. Da ist Sonderermittler 
Robert Mueller, dessen Russland
Untersuchung zuletzt Trump immer 
näher rückte. Da sind frühere Verbün
dete wie sein Anwalt Michael Cohen, 
die sich mit all ihrem Insiderwissen 
gegen ihn gewandt haben. 

Sollte es Belege dafür geben, dass 
Trump Cohen angewiesen hat, den 
Kongress zu belügen, wäre die Einlei
tung eines Amtsenthebungsverfah
rens wahrscheinlich. Und da sind 
schliesslich auch die Gegner in 
den eigenen Reihen. Lange standen 
die Republikaner in Schockstarre vor 
dem Mann, dem sie sich verschrieben 

hatten, doch zuletzt gab es im Senat 
Anzeichen, dass sich dies zumindest 
punktuell ändern könnte. 

All dies bedeutet, dass sich das Gefühl 
des permanenten Ausnahmezustands, 
wie es rund um den Shutdown spür
bar ist, noch verstärken wird. Und je 
einsamer Trump wird, desto mehr ist 
er auf seine loyalsten Anhänger ange
wiesen. Er wird noch mehr versucht 
sein, eine Politik zu verfolgen, die ihm 
die Unterstützung seiner Basis sichert. 

Schon in den vergangenen zwei Jahren 
hatte der Präsident eine Reihe von 
Ideen, von denen ihn seine Berater 
gerade noch abbringen konnten. Dazu 
gehören der Austritt der USA aus 
der Nato, den Trump offenbar erwog, 
der Angriff auf den Iran, den er sich 
zeitweise wünschte, die Entlassung 
von Sonderermittler Mueller. Der 
Shutdown zeigt, dass der Präsident 
auch vor Politik am Rand des Ab
grunds nicht mehr zurückschreckt. 

Alan Cassidy 
US-Korrespondent 

Chinaphobie ist fehl am Platz 
In den Beziehungen mit Xi Jingpings Regime 
braucht es vor allem eines: Nüchternheit. 

Lea Deuber 

Nach derVerhaftung eines Huawei
Managers in Polen steigt die China
Angst. Nach Jahren der Chinaeuphorie 
mit zweistelligen Wachstumsraten ist 
die Stimmung gekippt. Chinas aggres
sives Auftreten ist unheimlich gewor
den. Die Rede des Vizepräsidenten 
Pence über die neue Chinapolitik der 
US-Regierung im Oktober klang wie 
eine Deklaration zum Kalten Krieg. 
Europa sollte sich daran kein Beispiel 
nehmen. Zwischen Hysterie und 
Naivität gibt es Spielraum für einen 
klugen Umgang mit China. Das Land 
darf nicht zum neuen Feindbild mu
tieren. Angst ist kein guter Ratgeber. 

Allerdings: Peking hat die neue China
phobie selbst provoziert. Durch sein 
globales Investitionsprogramm hat 
China Staaten in finanzielle Abhängig
keit getrieben. Im Südchinesischen 
Meer beansprucht Peking Gewässer, 
durch die eine der wichtigsten Han
delsrouten der Welt verläuft. Das 
Urteil des Schiedsgerichtshofs in Den 
Haag, das den Anspruch auf die Re
gion verneinte, ignoriert Peking. Mit 
militärischer Präsenz versucht es, 
Fakten zu schaffen, und provoziert 
immer wieder gefährliche Zwischen
fälle mit anderen Staaten. Taiwan, 
das sich in den 90er-Jahren friedlich 
demokratisierte, droht Präsident Xi 
Jinping mit einer «gewaltsamen 
Wiedervereinigung». Als Reaktion auf 
die Untersuchung gegen eine Huawei
Managerin in Vancouver lässt Peking 
willkürlich Kanadier verhaften. 

China gängelt, droht, wütet. Kritik an 
diesem Verhalten ist gerechtfertigt. 
Es braucht aber keine Konfrontation, 
sondern eine Strategie zur Einbin
dung. China ist das bevölkerungs
reichste Land der Welt und die zweit
grösste Wirtschaftsmacht. Im Kampf 
gegen die Erderwärmung und bei 
internationalen Krisen können andere 

Staaten nicht mehr auf die Koopera
tion mit Peking verzichten. 

Peking schreckt nicht davor zurück, 
diese Abhängigkeit als Hebel zu nut
zen. Unternehmen, die den Forderun
gen Chinas nicht nachkommen, dro
hen den Zugang zum Markt zu verlie
ren. Norwegens Fischer konnten ihren 
Lachs nicht mehr verkaufen, nachdem 
der Friedensnobelpreis 2010 an den 
inzwischen verstorbenen Liu Xiaobo 
vergeben worden war. Südkoreanische 
Firmen mussten dafür büssen, als die 
USA gegen Chinas Willen die Statio
nierung eines Raketenabwehrsystems 
in Südkorea planten. 

Es braucht keinen neuen Kalten Krieg, 
aber klare Grenzen: Chinesische 
Investitionen in Europa sind willkom
men. Aber es muss bekannt sein, wer 
hinter den Übernahmen steckt. Die 
Zusammenarbeit mit China darf nicht 
zu Abhängigkeit führen, sondern 
muss in Partnerschaft münden. Euro
pa muss deshalb auf Gegenseitigkeit 
bestehen. 

Der Spielraum dafür ist grösser, als 
viele glauben: Auch Peking braucht 
das Ausland, um an neue Technolo
gien zu kommen und den Export zu 
steigern. Zuletzt muss China Konse
quenzen spüren, wenn es per Spiona
ge, Wahlmanipulationen und Gänge
lungen von Politikern, Universitäten, 
Verlagen und Medien versucht, andere 
Staaten zu schwächen. Hier passiert 
noch zu wenig. 

Die Situation ist nicht so aussichtslos, 
wie sie wirkt. Die Strategie «Wandel 
durch Handel» ist nicht gescheitert. 
Kaum jemand im Land ist glücklich 
über die Abschottungspolitik von 
Präsident Xi Jinping, der auch die 
Repressionen gegen die Bevölkerung 
verschärft hat. Die Menschen sehnen 
sich nach den Freiheiten, die es unter 
Xi nicht mehr gibt. 


